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Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer) 

auf die ihm vom Bundesfinanzhof mit Beschluß vom 19. Juni 1979 vorgelegte 
Frage für Recht erkannt: 

Der Begriff „Ausfuhr" im Sinne des Artikels 7 Absatz 2 der Verordnung 
Nr. 1132/74 des Rates vom 29. April 1974 über die Erstattungen bei der 
Erzeugung im Getreide- und Reissektor ist so auszulegen, daß eine ge­
mäß dieser Vorschrift eingeführte Abschöpfung bei der Ausfuhr der dort 
genannten Erzeugnisse auch dann zu erheben ist, wenn diese im Rahmen 
eines passiven Veredelungsverkehrs ausgeführt und später als veredelte 
Waren wieder eingeführt werden. 

Touffait Pescatore Due 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxembourg am 20. März 1980. 

Der Kanzler 

A. Van Houtte 

Der Präsident der Zweiten Kammer 

A. Touffait 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS GERHARD REISCHL 
VOM 14. FEBRUAR 1980 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

In dem, dem vorliegenden Ersuchen um 
Vorabentscheidung zugrundeliegenden 
Ausgangsrechtsstreit geht es um die 
Rechtmäßigkeit von .Ausfuhrabgabenbe­

scheiden. Die Entscheidung in diesem 
Verfahren hängt davon ab, wie der Be­
griff „Ausfuhr" in Artikel 7 Absatz 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1132/74 des 
Rates vom 29. April 1974 über die Er­
stattungen bei der Erzeugung im Ge­
treide- und Reissektor (ABl. L 128 vom 
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10. 5. 1974, S. 24) auszulegen ist, ob ins­
besondere eine Ausfuhr im Sinne dieser 
Vorschrift auch dann vorliegt, wenn aus-
fuhrabgabenpflichtige Waren im Rahmen 
eines passiven Veredelungsverkehrs in 
Drittländer verbracht werden. 

Gemäß Artikel 1 Absatz 1 der genannten 
Verordnung gewähren die Mitgliedstaa­
ten eine Erstattung bei der Erzeugung 
von zur Stärkeherstellung bestimmtem 
Mais, die der Differenz zwischen dem 
Schwellenpreis dieses Erzeugnisses und 
8,20 RE für jeweils 100 kg entspricht. 
Nach Artikel 7 Absatz 2 dieser Verord­
nung kann, wenn der Weltmarktpreis für 
Mais den Betrag von 8,20 RE wesentlich 
übersteigt, zum Ausgleich des Unter­
schieds zwischen diesem Preis und dem 
Preis, zu dem die Versorgung mit Mais 
in der Gemeinschaft erfolgt, eine von der 
Kommission festzusetzende Abschöpfung 
bei der Ausfuhr von Maisstärke der Ta­
rifstelle 11.08 A des Gemeinsamen Zoll­
tarifs erhoben werden. Artikel 9 der Ver­
ordnung sieht vor, daß die Durchfüh­
rungsbestimmungen zu dieser Verord­
nung, insbesondere auch die über die 
Abschöpfung bei der Ausfuhr im Sinne 
des genannten Artikels 7 Absatz 2, nach 
dem Verfahren des Artikels 26 der Ver­
ordnung Nr. 120/67/EWG des Rates 
vom 13. Juni 1967 über die Marktorgani­
sation für Getreide (ABl. Nr. 117 vom 
19. 6. 1967, S. 2269) erlassen werden. 
Die auf dieser Grundlage ergangene 
Verordnung (EWG) Nr. 1981/74 der 
Kommission vom 25. Juli 1974 (ABl. L 
207 vom 29. 7. 1974, S. 9) schreibt unter 
anderem vor, daß die Abschöpfung bei 
der Ausfuhr von der Kommission festge­
setzt wird und daß sie von dem Mitglied­
staat erhoben wird, auf dessen Gebiet die 
Ausfuhrzollförmlichkeiten erfüllt werden. 
Die Kommission machte von der in Arti­
kel 7 Absatz 2 der Verordnung Nr. 
1132/74 erteilten Ermächtigung, eine 
Abschöpfung für die Ausfuhr von Mais­

stärke festzusetzen, unter anderem in der 
Verordnung Nr. 2443/74 vom 27. Sep­
tember 1974 (ABl. L 262 vom 28. 9. 
1974, S. 5) und in der Verordnung Nr. 
2527/74 vom 4. Oktober 1974 (ABl. L 
271 vom 5. 10. 1974, S. 20) Gebrauch. 

Die Firma Gebrüder Knauf Westdeut­
sche Gipswerke, Klägerin des Ausgangs­
verfahrens, ließ im September und Ok­
tober 1974 Spezialmaisstärke der Tarif­
stelle 11.08 A I des Gemeinsamen Zollta­
rifs zur Ausfuhr nach Österreich im Rah­
men eines ihr bewilligten passiven Ver­
edelungsverkehrs abfertigen. Das aus 
dieser Stärke hergestellte, für den Bau­
sektor bestimmte Veredelungserzeugnis 
führte sie entsprechend den ihr erteilten 
Bewilligungen wieder in das Gebiet der 
Europäischen Gemeinschaft ein. Das 
Hauptzollamt Hamburg-Jonas erhob, 
gestützt auf die genannten Rechtsvor­
schriften, mit Bescheiden vom 2. und 17. 
Oktober 1974 insgesamt 7 103,40 DM 
Ausfuhrabgaben. 

Nachdem die dagegen eingelegten Ein­
sprüche, mit denen die Klägerin geltend 
machte, daß für ausfuhrabgabenpflich-
tige Waren, die im Rahmen eines passi­
ven Veredelungsverkehrs ausgeführt und 
in Form von anderen Waren in das Ge­
biet der Europäischen Gemeinschaft zu­
rückverbracht würden, keine Abschöp­
fung bei der Ausfuhr zu erheben sei, er­
folglos blieben, erhob die Firma Gebrü­
der Knauf Westdeutsche Gipswerke 
Klage zum Finanzgericht Hamburg. 
Nach Klageerhebung erließ das Haupt­
zollamt zugunsten der Klägerin zwei An-
derungsbescheide vom 18. Juni 1975 und 
4. September 1975, die die Klägerin zum 
Gegenstand des Verfahrens machte. Das 
Finanzgericht wies die Klage unter ande­
rem mit der Begründung ab, daß aus-
fuhrabgabenpflichtiger Tatbestand im 
Sinne der oben erwähnten gemein­
schaftsrechtlichen Bestimmungen die 
Ausfuhr der fraglichen Erzeugnisse aus 
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dem freien Verkehr der Gemeinschaft 
ohne Rücksicht darauf sei, ob die Aus­
fuhr zum Zwecke der endgültigen Ver­
bringung aus dem Gemeinschaftsgebiet 
oder im Rahmen eines passiven Verede­
lungsverkehrs mit anschließender 
Wiedereinfuhr der bearbeiteten Erzeug­
nisse erfolgt sei. 

Gegen dieses Urteil legte die Klägerin 
Revision zum Bundesfinanzhof ein. Sie 
vertritt den Standpunkt, die EWG-Ver­
ordnungen, aufgrund deren die Abschöp­
fungen bei der Ausfuhr erhoben würden, 
enthielten nur allgemeine Rahmenvor-
schriften und Angaben über die Abga­
bensätze und den Zeitpunkt der Erhe­
bung. Im übrigen seien die Abschöpfun­
gen gemäß den einzelstaatlichen Rechts­
und Verwaltungsvorschrtiften zu erhe­
ben. Die einschlägigen deutschen Bestim­
mungen, insbesondere § 18 des Gesetzes 
zur Durchführung der gemeinsamen 
Marktorganisationen (MOG) vom 31. 
August 1972 (BGBl. I, S. 1617) und der 
analog anzuwendende § 52 des Zollge­
setzes (ZG) vom 14. Juni 1961 (BGBl. I, 
S. 737), schrieben die Erhebung einer 
Abschöpfung bei der Ausfuhr im Rah­
men des passiven Veredelungsverkehrs 
nicht vor. Nach Sinn und Zweck der Ge­
meinschaftsregelung für eine Abschöp­
fungserhebung bei der Ausfuhr abschöp-
fungspflichtiger Verarbeitungserzeug­
nisse sei außerdem für eine solche jeden­
falls dann kein Raum, wenn die Pro­
dukte nicht endgültig auf Drittlands­
märkte gelangten, sondern im Rahmen 
eines bewilligten passiven Veredelungs­
verkehrs nach der Verarbeitung zu einem 
anderen Produkt wieder in die Gemein­
schaft zurückverbracht würden. 

Dagegen hat nach Meinung des beklag­
ten Hauptzollamtes das Gemeinschafts­
recht solche Warenströme gerade nicht 
von der Ausfuhrabgabe ausnehmen wol­
len. Dies werde unter anderem in der 
später ergangenen Verordnung Nr. 

645/75 der Kommission vom 13. März 
1975 zur Festlegung der gemeinsamen 
Durchführungsvorschriften für die Aus­
fuhrabschöpfungen und -abgaben für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse (ABl. L 
67 vom 14. 3. 1975, S. 16) ausdrücklich 
klargestellt, die in Artikel 3 Absatz 2 die 
Befreiungstatbestände abschließend auf­
zähle, ohne die Ausfuhr zur passiven 
Veredelung in ein Drittland von der Aus­
fuhrabgabe freizustellen. 

Der VII. Senat des Bundesfinanzhofs hat 
mit Beschluß vom 19. Juni 1979 das Ver­
fahren ausgesetzt und dem Gerichtshof 
der Europäischen Gemeinschaften gemäß 
Artikel 177 des EWG-Vertrags folgende 
Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt: 

„Ist der Begriff ,Ausfuhr' im Sinne des 
Artikels 7 Absatz 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1132/74 so auszulegen, daß 
eine Abschöpfung bei der Ausfuhr von 
Erzeugnissen der Tarifstelle 11.08 A des 
Gemeinsamen Zolltarifs auch dann zu 
erheben ist, wenn diese im September 
und Oktober 1974 im Rahmen eines pas­
siven Veredelungsverkehrs ausgeführt 
und später als veredelte Waren wieder 
eingeführt worden sind?" 

Hierzu nehme ich wie folgt Stellung: 

Mit der Frage möchte der vorlegende 
Senat wissen, ob der Begriff „Ausfuhr" 
im Sinne des Artikels 7 Absatz 2 der ge­
nannten Verordnung die „Ausfuhr im 
Rahmen eines passiven Veredelungsver­
kehrs" mit einschließt. Bekanntlich 
zeichnet sich der passive Veredelungsver­
kehr dadurch aus, daß Waren in dritte 
Länder verbracht werden, um von dort 
nach Be- oder Verarbeitung wieder in 
das Ausgangszollgebiet zurückverbracht 
zu werden. Aus diesem Grunde ist die 
Klägerin des Äusgangsverfahrens der 
Meinung, daß die Ausfuhr von Waren 
im Rahmen des passiven Veredelungsver­
kehrs — zumindest vom Ergebnis her — 
keine Ausfuhr im eigentlichen Sinne sei, 
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da ihr die Wiedereinfuhr zwangsläufig 
nachfolge. Das Gemeinschaftsrecht habe 
für das Rechtsinstitut des passiven Ver­
edelungsverkehrs zumindest zum Zeit­
punkt der fraglichen Ausfuhren keine 
Regelung vorgesehen. Auf die Ausfuhr 
im Rahmen des passiven Veredelungsver­
kehrs könnten daher nur nationale 
Rechtsvorschriften Anwendung finden, 
die keine Abschöpfungserhebung vorsä­
hen. Da es also weder einen mitglied-
staatlichen noch einen gemeinschafts­
rechtlichen abgabenbegründenden Tatbe­
stand gegeben habe, hätte die Abschöp­
fungserhebung bei der Ausfuhr der strit­
tigen Stärkepartie nicht erfolgen dürfen. 
Insbesondere, so meint die Klägerin, 
dürfe die Gesetzeslücke nicht im Wege 
des Analogieschlusses geschlossen wer­
den. 

Gegenüber dieser klägerischen Einlas­
sung ist jedoch darauf hinzuweisen, daß 
bei einem Veredelungsverkehr mit 
Agrarwaren neben dem „Veredelungs­
recht" auch marktordnungsrechtliche Be­
stimmungen eine wesentliche Rolle spie­
len. Während es den passiven Verede­
lungsverkehr als gemeinschaftsrechtliches 
Institut zu der fraglichen Zeit noch nicht 
gab, war der Agrarmarkt im Gegensatz 
dazu vergemeinschaftet. Gegenüber 
Drittländern wurde die Marktlenkung 
unter anderem durch Abschöpfungen 
und Erstattungen bewirkt. Das Markt­
ordnungsrecht enthält dabei im allgemei­
nen nur Regelungen über die Vorausset­
zung der Erhebung von Ausfuhrabgaben, 
über die Höhe der Abgabensätze, über 
den Anwendungszeitpunkt und die für 
die Erhebung zuständigen Mitgliedstaa­
ten sowie über weitere für die einheit­
liche Anwendung des Gemeinschafts­
rechts notwendige Vorschriften. Beson­
ders die einheitliche Anwendung der 
Marktlenkungsinstrumente macht es er­
forderlich, die Tatbestandsmerkmale für 
die Abschöpfungserhebung einheitlich zu 

definieren. Die Mitgliedstaaten sind nach 
der Rechtsprechung des Gerichtshofs le­
diglich berechtigt, Form- beziehungs­
weise Verfahrensvorschriften, aber auch 
materiellrechtliche Vorschriften insoweit 
zu erlassen, als sonst mangels gemein­
schaftsrechtlicher Vorschriften eine Ge­
setzeslücke entstehen würde (EuGH 
9. Juli 1970 — Kommission/Französi­
sche Republik 26/69 — Slg. 1970, 565; 
EuGH 11. Februar 1971 — Norddeut­
sches Vieh- und Fleischkontor GmbH/ 
Hauptzollamt Hamburg-St. Annen, 

39/70 — Slg. 1971, 49; EuGH 15. De­
zember 1971 — International Fruit 
Company NV u. a./Produktschap voor 
groenten en fruit, 51 bis 54/71 — Slg. 
1971, 1107). Um eine einheitliche An­
wendung des Gemeinschaftsrechts zu ge­
währleisten, ist der Rückgriff auf natio­
nales Recht jedoch nur in dem zum 
Vollzug der Agrarmarktverordnungen 
notwendigen Umfang zulässig, und er 
findet dort seine Grenze, wo das Ge­
meinschaftsrecht eine einheitliche Lösung 
vorsieht oder nach seiner Systematik er­
fordert. So hat der Gerichtshof insbeson­
dere in seinem Urteil vom 30. November 
1972 in der Rechtssache 18/72 (NV 
Granaria Graaninkoopmaatschappij/Pro-
duktschap voor veevoeder — Slg. 1972, 
1163) hervorgehoben, daß keine Vor­
schrift des Vertrages oder der bei seiner 
Durchführung anzuwendenden Rechts­
normen die nationalen Behörden er­
mächtigt, die Freistellung von einer 
gemeinschaftsrechtlich vorgesehenen 
Abschöpfung zu gewähren. 

Etwas anderes läßt sich auch nicht, ent­
gegen der Meinung der Klägerin, aus 
Artikel 6 Absatz 1 des Ratsbeschlusses 
vom 21. April 1970 über die Ersetzung 
der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten 
durch eigene Mittel der Gemeinschaften 
(ABl. L 94 vom 28. 4. 1970, S. 19) herlei­
ten, der lediglich bestimmt, daß die in 
dem Beschluß beschriebenen Gemein-
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Schaftsmittel von den Mitgliedstaaten ge­
mäß den einzelstaatlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften erhoben wer­
den. 

Da das Gemeinschaftsrecht dem nationa­
len Recht vorgeht, kommt es für die Be­
antwortung der Frage lediglich darauf 
an, ob der Begriff Ausfuhr im Sinne des 
Artikels 7 Absatz 2 der Verordnung Nr. 
1132/74 auch die Ausfuhr im Rahmen 
des passiven Veredelungsverkehrs, unab­
hängig von einer etwaigen nationalen 
Regelung, umfaßt. 

Unter Ausfuhr ist aber, was sich un­
schwer dem Erstattungs- und Abschöp­
fungsrecht entnehmen läßt, die Bewe­
gung von Waren, die sich innerhalb der 
Gemeinschaft im freien Verkehr befun­
den haben, aus dem geographischen Ge­
biet der Gemeinschaft zu verstehen (vgl. 
unter anderem Art. 3 Abs. 1, 4 Abs. 1, 5 
Abs. 1 der Verordnung der Kommission 
Nr. 1041/67 vom 21. 12. 1967, ABl. Nr. 
314 vom 23. 12. 1967, S. 9, sowie Art. 2 
der später ergangenen Verordnung Nr. 
645/75 der Kommission vom 13. 3. 
1975, ABl. L 67 vom 14. 3. 1975, S. 16). 
Um eine solche Ausfuhr handelt es sich 
im Falle des passiven Veredelungsver­
kehrs, da bei diesem Zollverkehr die Wa­
ren die Gemeinschaft verlassen und ohne 
zollamtliche Überwachung seitens der 
Zollorgane der Gemeinschaften in dritte 
Länder verbracht werden. Dies wird ins­
besondere in Artikel 2 Absatz 1 der nun­
mehr geltenden Richtlinie des Rates Nr. 
76/119/EWG vom 18. Dezember 1975 
zur Harmonisierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über den passi­
ven Veredelungsverkehr (ABl. L 24 vom 
30. 1. 1976, S. 58) klar, der den passiven 
Veredelungsverkehr als ein Zollverfahren 
definiert, nach dem Waren jeder Be­
schaffenheit und jeden Ursprungs vor­
übergehend aus dem Zollgebiet der Ge­
meinschaft ausgeführt und als Verede­
lungserzeugnisse unter vollständiger oder 

teilweiser Befreiung von Eingangsabga­
ben wiedereingeführt werden dürfen, 
nachdem sie außerhalb des Zollgebiets 
der Gemeinschaft einem oder mehreren 
der Veredelungsvorgänge unterzogen 
worden sind. Weder die Verordnung Nr. 
1132/74 noch die Durchführungsverord­
nung Nr. 1981/74 sehen eine Befreiung 
von Ausfuhrabschöpfungen in Fällen vor, 
in denen die Erzeugnisse im Rahmen 

. eines passiven · Veredelungsverkehrs nur 
vorübergehend ausgeführt werden. Arti­
kel 7 Absatz 2 der Verordnung Nr. 
1132/74 ermächtigt vielmehr die Kom­
mission ohne Einschränkung zur Erhe­
bung einer Abschöpfung bei der Ausfuhr 
der fraglichen Erzeugnisse. Hätten die 
Schöpfer der Verordnung den Fall der 
Ausfuhr im Rahmen eines passiven Ver­
edelungsverkehrs von der generellen Ab­
schöpfungspflicht bei Ausfuhren ausneh­
men wollen, hätte es, wie die Kommis­
sion zu Recht betont, nahegelegen, dies 
ausdrücklich, etwa wie in der Verord­
nung Nr. 645/75 für den aktiven Ver­
edelungsverkehr, zu bestimmen. 

Demnach ist im folgenden lediglich noch 
zu untersuchen, ob der an sich klare 
Wortlaut im Hinblick auf den passiven 
Veredelungsverkehr durch den Sinn und 
Zweck der in der Verordnung Nr. 
1132/74 enthaltenen Abschöpfungsrege­
lung in Frage gestellt wird. 

Hierbei muß zunächst auf den engen Zu­
sammenhang hingewiesen werden, der 
zwischen dem Zweck der nach Artikel 7 
Absatz 2 der Verordnung Nr. 1132/74 
möglichen Erhebung einer Ausfuhrab­
schöpfung und dem Zweck der gemäß 
Artikel 1 derselben Verordnung zu ge­
währenden Produktionserstattung be­
steht. Der Zweck der Erstattung für die 
Erzeugung von zur Stärkeherstellung be­
stimmtem Mais kommt in der ersten Be­
gründungserwägung zu der Verordnung 
Nr. 1132/74 zum Ausdruck, die wie 
folgt lautet: 
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„Da auf dem Getreide- und Kartoffel­
stärkemarkt eine besondere Lage besteht 
und insbesondere die Industrie weiterhin 
wettbewerbsfähige Preise im Vergleich 
zu den Preisen der Ersatzerzeugnisse 
bieten muß, sehen die Verordnungen Nr. 
120/67/EWG und Nr. 359/67/EWG die 
Gewährung einer Erstattung bei der Er­
zeugung vor, damit sich diese Industrie 
mit den von ihr benötigten Grundstoffen 
zu einem niedrigeren Preis als dem Preis 
versorgen kann, der sich bei der Anwen­
dung der Vorschriften der gemeinsamen 
Marktorganisationen für die genannten 
Erzeugnisse ergeben würde." 

Der Zweck der Erhebung von Abschöp­
fungen bei der Ausfuhr von Maisstärke 
ergibt sich aus der siebenten Begrün­
dungserwägung zu derselben Verord­
nung, die folgendes bestimmt: 

„Die obengenannten Maßnahmen dürfen 
die Märkte dritter Länder nicht stören. 
Deshalb sind für den Fall eines wesentli­
chen und längere Zeit anhaltenden Preis­
anstieges auf diesen Märkten Ausgleichs­
maßnahmen vorzusehen, die in der Erhe­
bung einer Abschöpfung auf die ausge­
führten Erzeugnisse bestehen, um die 
den Herstellern der Gemeinschaft zuge­
standenen Vorteile in angemessener 
Weise zu verringern." 

Unter Heranziehung dieser Erwägungs­
gründe haben die Klägerin des Aus­
gangsverfahrens und der vorlegende Se­
nat Bedenken, ob es die mit der Erhe­
bung der Ausfuhrabschöpfung verfolgten 
Ziele rechtfertigen, sie auch dann anzu­
wenden, wenn Waren im Rahmen eines 
passiven Veredelungsverkehrs ausgeführt 
werden. Denn die ausgeführten Waren 
belasten ihrer Meinung nach die Märkte 
dritter Länder nicht endgültig, da sie 
nach ihrer Veredelung wieder in den 
EWG-Bereich zurückverbracht werden, 
und es sei weiter auch kein Anlaß zu er­
kennen, die den inländischen Zollbetei­
ligten zugestandenen Vorteile in ange­

messener Weise zu verringern, da die 
Waren in ihrem Eigentum verblieben. 
Insbesondere der vorlegende Senat hält 
die nachträgliche Erhebung einer Aus­
fuhrabschöpfung nur für den Fall für ge­
rechtfertigt, daß die im passiven Verede­
lungsverkehr ausgeführten Erzeugnisse 
nicht wieder in den EWG-Bereich zu­
rückverbracht werden. 

Wie wir den Begründungserwägungen, 
die ich wörtlich zitiert habe, jedoch ent­
nehmen können, kommt es für die Frage, 
ob eine Abschöpfung erhoben werden 
soll, aber weder darauf an, daß die aus­
geführten Waren die Märkte dritter Län­
der endgültig belasten, noch darauf, ob 
sie im Eigentum der inländischen Zollbe­
teiligten verbleiben. Vielmehr sollte ledig­
lich verhindert werden, daß die durch 
die Erzeugererstattung herbeigeführte 
künstliche Verbilligung und die dadurch 
bewirkte verbesserte Wettbewerbsfähig­
keit der Produkte nicht zu Marktstörun­
gen dritter Länder führt. Eine solche Ge­
fahr war jedoch im Falle eines wesentli­
chen und längere Zeit anhaltenden Preis­
anstiegs auf diesen Märkten akut, wenn 
die künstlich verbilligten Gemeinschafts­
erzeugnisse im Wege der Ausfuhr auf 
diese Drittlandsmärkte gelangten. Des­
halb wurden Ausgleichsmaßnahmen in 
Form einer Abschöpfung auf die ausge­
führten Erzeugnisse vorgesehen, um die 
den Herstellern der Gemeinschaft zuge­
standenen Vorteile, das heißt die künst­
lich herbeigeführten Wettbewerbsvor­
teile, durch die Erhebung von Abschöp­
fungen in angemessener Weise zu verrin­
gern. 

Daß aber auch im passiven Veredelungs­
verkehr ausgeführte Waren, die durch 
Geldleistungen der Gemeinschaft Wett­
bewerbsvorteile erlangt haben, zu Stö­
rungen auf Drittlandsmärkten führen 
können, ergibt sich insbesondere aus fol­
genden, auch von der Kommission ange­
stellten Überlegungen: Zur Zeit der frag-
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lichen Ausfuhr hatte die Gemeinschaft 
keinerlei Einfluß auf die Gewährung des 
passiven Veredelungsverkehrs, dessen 
Regelung noch völlig in den Händen der 
Mitgliedstaaten lag. Insbesondere be­
stand jederzeit die Möglichkeit, daß ein 
Exporteur, der sich einen passiven Ver­
edelungsverkehr bewilligen ließ, sich je 
nach Entwicklung der Marktlage für ein 
Verbleiben der Ware auf dem Drittlands­
markt oder für eine Wiedereinfuhr ent­
scheiden konnte. Die Mitgliedstaaten 
hatten zwar die Möglichkeit, die Ab­
schöpfung nachzuerheben, wenn sich 
herausstellte, daß entgegen den Ankün­
digungen im passiven Veredelungsver­
kehr die Ware auf den Drittlandsmärk­
ten verblieb, doch war die Frage, ob und 
in welchem Umfang eine Nacherhebung 
erfolgte und wie die Kontrolle des passi­
ven Veredelungsverkehrs durch die Mit­
gliedstaaten gehandhabt wurde, in den 
einzelnen Mitgliedstaaten unterschiedlich 
geregelt und, wie die Kommission her­
vorhebt, schwer überschaubar. Wegen 
des Fehlens einer gemeinschaftlichen Re­
gelung über die Nacherhebung der Ab­
schöpfung im Falle eines nicht ausge­
nutzten passiven Veredelungsverkehrs 
war es daher meines Erachtens konse­
quent, daß der Gemeinschaftsverord-
nungsgeber Ausfuhren im Rahmen dieses 
Verkehrs ebenso wie andere Ausfuhren 
der Abschöpfung unterwarf. Hätte er 
dies nicht getan, so hätte die große Ge­
fahr bestanden, daß das System der Aus­
fuhrabschöpfungen über das Institut des 
passiven Veredelungsverkehrs unterlau­
fen worden wäre. Die Ausführer hätten 
sich nämlich den passiven Veredelungs­
verkehr bewilligen lassen können, um die 
im Rahmen dieses Verkehrs ausgeführte 
Ware sodann auf den Drittlandsmärkten 
zu belassen. Daß solchermaßen ausge­
führte und durch Geldleistungen der Ge­
meinschaft verbilligte Waren, von denen 
nicht sicher war, daß die Abschöpfung 
nacherhoben wurde, geeignet waren, die 

Märkte dritter Länder zu stören, braucht 
nicht weiter ausgeführt zu werden. 

Unabhängig davon war aber auch allein 
schon die bloße Existenz größerer Men­
gen künstlich verbilligter Waren auf dem 
Gebiet eines Drittlandsmarktes, die je­
derzeit in den Marktkreislauf eingeführt 
werden konnten, geeignet, nachteilige 
Auswirkungen auf das Marktgeschehen 
dieses Drittlandes herbeizuführen. 

Auch wenn die veredelten Produkte spä­
ter wieder in die Gemeinschaft zurück­
verbracht wurden, konnten weiterhin 
Störungen auf Drittlandsmärkten da­
durch eintreten, daß die verbilligten Wa­
ren aus der Gemeinschaft in größerem 
Umfang von der Veredelungsindustrie 
der Drittländer aufgenommen wurden, 
als dies ohne die Erzeugererstattung der 
Fall gewesen wäre. Demzufolge konnte 
die Verarbeitung der entsprechenden 
Drittlandserzeugnisse in diesen Ländern 
beeinträchtigt werden. Zusätzlich hätte 
die Herausnahme der verbilligten Aus­
fuhren aus der Abschöpfungspflicht mit 
dem dadurch ausgelösten Anreiz, sich 
über den passiven Veredelungsverkehr in 
stärkerem Maße den kostengünstigeren 
Verarbeitungsunternehmen in dritten 
Ländern zuzuwenden, zu einer Förde­
rung der entsprechenden Veredelungsin­
dustrien in Drittländern geführt, die 
letztlich von Gemeinschaftsmitteln getra­
gen worden wäre, was gleichfalls nicht 
Sinn und Zweck der Erzeugererstattung 
war. 

Ergänzend sei noch erwähnt, daß ohne 
die Abschöpfungen auch die Gefahr 
einer unerwünschten Verringerung des 
innergemeinschaftlichen Angebots an 
Maisstärkeerzeugnissen für Ernährungs­
zwecke mit der Folge höherer Preise auf 
dem Markt der Gemeinschaft bestünde, 
wenn die verbilligte Ware auf dem Ura-
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weg über eine industrielle Verwertung in 
kostengünstigeren Drittländern dem 
Agrarsektor entzogen würde. 
Diese Störungen der Märkte dritter Län­
der und unerwünschten Auswirkungen 
auf den Markt der Gemeinschaft, die 
auch von Ausfuhren im Rahmen bewil­
ligter Veredelungsverkehre ausgehen 
konnten, ließen sich aber weitgehend 
vermeiden, wenn die den Herstellern der 
Gemeinschaft durch die Erzeugererstat­
tung zugestandenen Wettbewerbsvorteile 
im Fall eines anhaltenden Preisanstiegs 
auf den Drittlandsmärkten in angemesse­
ner Weise durch eine Ausfuhrabschöp­
fung verringert wurden. Es entspricht da­
her dem Sinn und Zweck der Verord­
nung Nr. 1132/74, daß auch die vor­
übergehende Ausfuhr von Waren im 

Rahmen des passiven Veredelungsver­
kehrs nicht von den nach Artikel 7 Ab­
satz 2 der Verordnung vorgesehenen 
Ausfuhrabschöpfungen befreit sein sollte. 
Im übrigen ist nicht zu übersehen, daß 
auch heute noch, zum Beispiel in der 
Richtlinie der Kommission Nr. 
76/527/EWG vom 4. Juni 1976 zur Be­
rechnung der teilweisen oder vollständi­
gen Befreiung von Eingangsabgaben im 
Rahmen des passiven Veredelungsver­
kehrs (ABl. L 153 vom 12. 6. 1976, S. 
43), die an der Grenze zu erhebenden 
Abgaben hinsichtlich der Währungsaus­
gleichsbeträge oder der Beitrittsaus­
gleichsbeträge bei Ausfuhren von Waren 
im Rahmen des passiven Veredelungsver­
kehrs so behandelt werden, als seien die 
Waren endgültig ausgeführt. 

Ich schlage daher vor, die Frage wie folgt zu beantworten : 

Der Begriff der Ausfuhr im Sinne des Artikels 7 Absatz 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1132/74 umfaßt auch vorübergehende Ausfuhren von Waren, 
die im Rahmen eines bewilligten passiven Veredelungsverkehrs getätigt wer­
den. 
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